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Ein Jahr nach den Protesten in Burma – Zahl der politischen Gefangenen 
verdoppelt 

Internationale Gemeinschaft muss sich für Freilassung engagieren 
 
Am Freitag, den 26. September, jährt sich der Beginn der gewaltsamen Niederschlagung der 
bis dahin friedlichen Proteste in Burma zum ersten Mal: Seit dem 18. September 2007 
demonstrierten Zehntausende Menschen unter der Führung von Mönchen gegen hohe 
Lebenshaltungskosten und das Militärregime. Es folgten Razzien, eine Welle von 
Verhaftungen und Gewalt; Klöster wurden zwangsweise geschlossen. Viele Mönche und 
Dissidenten mussten fliehen oder untertauchen. 
 
Zwar hat die burmesische Regierung gerade in dieser Woche um die 9.000 Gefangene 
freigelassen, darunter auch einige wenige politische Gefangene, verbessert hat sich die Lage 
in dem südostasiatischen Land insgesamt jedoch nicht, im Gegenteil:  
 

- Kurz vor dem Jahrestag wird vermehrt von neuen Verhaftungen und weiteren 
Razzien berichtet, so etwa am 5. September 2008 im Malayone Kloster, in Ranguns 
Thanlin Township. Zuletzt wurde am 10. September 2008 die bekannte Aktivistin der 
88er-Studentengeneration, Nilar Thein, inhaftiert. 

- Noch immer halten die Militärmachthaber mehr als 600 Menschen in 
Gefangenschaft, die während der Proteste verhaftet wurden. Insgesamt befinden 
sich mehr als 2.100 Menschen in politischer Haft, berichtet Amnesty International. 
Allein in den letzten zwölf Monaten wurden über 800 politische Gefangene zu 
Haftstrafen verurteilt. 

- Mit einem Verfassungsreferendum im Mai dieses Jahres haben sich die Militärs die 
vorherrschende Rolle im Land festschreiben lassen. Die Abstimmung war von 
Einschüchterung und Unterdrückung gekennzeichnet, so dass mehr als 92 Prozent 
der Bevölkerung dem Referendum zugestimmt haben sollen. Oppositionsgruppen 
wurden von der Erarbeitung der Verfassung hingegen systematisch ausgeschlossen. 
Diese genügt internationalen Menschenrechtsstandards ebenso wenig wie das 
Referendum, in dem sie beschlossen wurde.  
 



Die internationale Gemeinschaft unter Führung der Vereinten Nationen hat das 
Militärregime mehrfach aufgefordert, den Dialog mit der Opposition und den 
Repräsentanten der ethnischen Minderheiten zu suchen – ohne Erfolg. Auch die letzten 
Besuche des VN-Sonderberichterstatters für Menschenrechte in Myanmar, Tomás Ojea 
Quintana, Anfang August 2008 und des Sondergesandten der Vereinten Nationen, Ibrahim 
Gambari, Anfang September 2008, endeten ergebnislos. 
 
Doch die Proteste in Burma dürfen nicht ungehört verhallen. Die internationale 
Gemeinschaft darf sich nicht länger von den Machthabern Burmas an der Nase herumführen 
lassen. Alle beteiligten Kräfte – VN, ASEAN, China, USA und EU - müssen gemeinsam auf 
konkrete Verbesserungen drängen. Dringend erforderlich ist auch die von VN-
Generalsekretär Ban Ki-Moon für Dezember 2008 in Aussicht gestellte Reise nach Burma. 
Vorrangig müssen sie sich für die sofortige Freilassung aller politischen Gefangenen 
einsetzen.  
Darüber hinaus muss die internationale Gemeinschaft deutlich machen, dass sie die neue 
Verfassung des Landes nicht als Grundlage für weitere Verhandlungen akzeptiert. 
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